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Bestandsbegrenzung und Bestandssenkung zugrunde gelegt 
und diese durch wissenschaftlich-technische und organisato­
rische Maßnahmen zur Verkürzung der Bevorratungs- und 
Produktionszeit sowie zur Gewährleistung eines kurzfristi­
gen Absatzes untersetzt sind. Zur Beschleunigung der Um­
schlaggeschwindigkeit der Bestände an unfertigen Erzeug­
nissen und Leistungen und zur Sicherung ihrer konsequenten 
Einbeziehung in den planmäßigen Kreislauf der Produktion 
für die Erhöhung des verteilbaren Endprodukts haben die 
Betriebe neben der Normierung der Material- und Zirkula­
tionsvorräte eine Normierung des Bestandes an unfertigen 
Erzeugnissen und Leistungen durchzuführen. “

§4
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Veröffent­

lichung in Kraft.

Berlin, den 4. Mai 1983

Der Minister 
für Materialwirtschaft

R a u c h f u ß

Anordnung 
zur periodischen Ermittlung nicht benötigter 

verbraucherseitiger Bestände durch die Bilanzorgane 
sowie über die Verantwortung und materielle 
Stimulierung der Hersteller für den effektiven 

Einsatz der Mehrbestände ihres Produktionssortiments 
— Bestandsverwertungs-Anordnung — 

vom 14. April 1983

Zur Durchsetzung einer effektiven Bestandshaltung in der 
Volkswirtschaft sind alle Möglichkeiten zur Verhinderung 
des Entstehens von Mehrbeständen und zur umgehenden Mo­
bilisierung aller im Prozeß der Plandurchführung auftreten­
den nicht benötigten verbraucherseitigen Bestände zielstrebig 
zu nutzen. Zur einheitlichen Regelung der Übernahme oder 
Vermittlung nicht benötigter verbraucherseitiger Bestände 
durch die Kombinate und Betriebe in Übereinstimmung mit 
der Durchführung der Materialbilanzen wird im Einverneh­
men mit dem Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission, 
Minister der Finanzen, Präsidenten der Staatsbank der DDR 
und den Leitern der anderen zuständigen staatlichen Organe 
folgendes angeordnet:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Anordnung gilt für
— staatliche Organe
— Kombinate
— volkseigene und ihnen gleichgestellte Betriebe und Ein­

richtungen sowie sozialistische Genossenschaften (im fol­
genden Betriebe genannt).

(2) Die in dieser Anordnung enthaltenen Bestimmungen für 
die Kombinate gelten für wirtschaftsleitende Organe entspre­
chend.

(3) Diese Anordnung gilt nicht für die Fondsträger des Ver­
sorgungsbereiches 7710.

(4) Für die Verwertung nicht benötigter Bestände aus Im­
porten gelten spezielle Rechtsvorschriften.

§ 2
Begriffsbestimmung

Nicht benötigte verbraucherseitige Bestände im Sinne dieser 
Anordnung (nachfolgend nicht benötigte Bestände genannt) 
sind solche Bestände an Roh- und Werkstoffen, Zulieferungen, 
Störreserve und Ersatzteilen sowie Handelswaren,
— die auf Grund ihrer spezifischen Gebrauchseigenschaften in 

Struktur und Sortiment für die Erfüllung der eigenen plan­

mäßigen Produktions- bzw. Versorgungsaufgaben des lau­
fenden Planjahres bzw. den Anlauf des Folgejahres nicht 
eingesetzt werden können,

— für die keine Entscheidungen zur anderweitigen volkswirt­
schaftlichen Verwertung bzw. Vorerwerbs- und Disposi­
tionsrechte übergeordneter Organe vorliegen und

die jedoch in anderen Kombinaten und Betrieben zur Erfül­
lung und Übererfüllung der Leistungsziele verwendbar sein 
können.

§3
Aufgaben der Kombinate und Betriebe als Verbraucher

(1) Die Kombinate und die Betriebe haben die Vorbereitung 
und Durchführung der Produktion, die Kooperationsbeziehun­
gen sowie die Bestandshaltung so zu organisieren, daß volks­
wirtschaftliche Verluste sowie ein Entstehen von nicht benö­
tigten Beständen verhindert bzw. deren kurzfristiger volks­
wirtschaftlicher Einsatz gewährleistet wird. Die Kombinate 
und Betriebe sind verpflichtet, mit der Durchführung der 
Rechtsvorschriften über die quartalsweise Erfassung der Be­
stände und Einarbeitung der Mehrbestände in die Material-, 
Ausrüstungs- und Konsumgüterbilanzen die Bestandshaltung 
auf der Grundlage der Normen und Normative des Material­
verbrauchs und der Vorratshaltung zu analysieren und einen 
erzeugniskonkreten Nachweis aller nicht benötigten Bestände 
zu sichern. Die Generaldirektoren der Kombinate und Direk­
toren der Betriebe haben unverzüglich alle notwendigen Ent­
scheidungen zum volkswirtschaftlichen Einsatz nicht benötigter 
Bestände und zur Verhinderung ihres Neuentstehens zu tref­
fen.

(2) Alle nicht benötigten Bestände sind von den Betrieben 
ihrem Fondsträger bis zum 20. Werktag nach Quartalsende 
und von den Fondsträgern den zuständigen bilanzierenden 
bzw. bilanzbeauftragten Organen bis zum 30. Werktag nach 
Quartalsende zu melden. Die Berichterstattung der Betriebe 
hat pro Erzeugnis unter Anwendung des Vordruckes „Binden­
des Angebot über nicht benötigte Bestände“1 zu erfolgen.

(3) In die Berichterstattung an die bilanzierenden bzw. bi­
lanzbeauftragten Organe sind nicht einzubeziehen:
— gebrauchswertgeminderte Erzeugnisse,
— betriebsspezifische Erzeugnisse (zeichnungsgebundenes Ma­

terial usw.),
— Erzeugnisse (16-Steller des Zentralen Artikelkataloges), bei 

denen die nicht benötigten Bestände einen Gesamtwert von 
ca. 1 000 Mark je Erzeugnis nicht übersteigen.

Bestände dieser Art sind
— bei handelsüblichen Erzeugnissen den örtlich zuständigen 

Betrieben des Produktionsmittelhandels,
— bei allen nicht handelsüblichen bzw. vom Produktionsmit­

telhandel nicht verwertbaren Erzeugnissen dem inländi­
schen Herstellerbetrieb zur Vermittlung oder zum Rück­
kauf für eine Aufarbeitung,

— anderen Bedarfsträgern, wie z. B. Betrieben des Einzel­
handels mit Bastlerbedarfsartikeln oder

— zum direkten Verkauf an die Bevölkerung zur Unterbin­
dung volkswirtschaftlicher Verschrottungsverluste

anzubieten.
(4) Soweit für Erzeugnisse, die dem Konsumgütergroß- und 

Einzelhandel bzw. der Bevölkerung gemäß Abs. 3 als Konsum­
güter angeboten werden, keine gesetzlichen Einzelhandels­
verkaufspreise vorliegen, haben die Betriebe die Einzelhan­
delsverkaufspreise beim Herstellerbetrieb bzw. dem zustän­
digen Handelsorgan zu erfragen. Liegen diesen ebenfalls keine 
gesetzlichen Einzelhandelsverkaufspreise vor, so haben die Be­
triebe Antrag auf Festsetzung des Einzelhandelsverkaufsprei­
ses bei der Abteilung Preise des örtlich zuständigen Rates des 
Bezirkes zu stellen.

§4
Aufgaben der bilanzierenden 

bzw. bilanzbeauftragten Organe
(1) Die bilanzierenden bzw. bilanzbeauftragten Organe ha­

ben die nicht benötigten Bestände in die Lösung der volkswirt-
1 Zu beziehen beim Vordruck-Leitverlag Halle/S.


